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Soziale Selbstverwaltung: Historische Traditionen und gegenwärtige Aufgaben

Von Florian Tennstedt

Anschluß

Programmsafz wird Verfassung

die realen und Christan Stock - ihr prominente­
ster •Vorläufer" aus der Weimarer
Republik war Otto Braun, 1899 bis
1922 Geschäftsführer der Ortskran­
kenkassen von Königsberg in Ost­
preußen.

Es gereicht nun den Sozialversiche­
rungsträgern, insbesondere den Kran­
kenkassen, zur Ehre, daß sie das Feh­
len der Selbstverwaltung als Hinder­
nis für die Aufgabenerfüllung ansahen
und schon bald nach Kriegsende ihre
Wiederherstellung forderten. So ver­
langten z. B. schon im August 1945 die
Kassen des Oberversicherungsamtes
Braunschweig die unverzügliche Wie­
derherstellung der Selbstverwaltung
in der Sozialversicherung, und der
1. Verbandstag des Verbandes der
Ortskrankenkassen für die Länder
Niedersachsen und Bremen, 1948 ein­
berufen, war weitgehend eine Demon­
stration für die Selbstverwaltung.
Aber auch Gewerkschaften, Arbeitge­
berverbände und die Ministerialbüro­
kratie der Besatzungszonen bemühten
sich kontinuierlich um die Wiederher­
stellung der Selbstverwaltung. Aus
allgemeinpolitischen Gründen kam
der Neubeginn aber erst 1953.

kontrolleuren und Buchhaltern abge­
drängt worden sind. Es wird dabei
übersehen, daß in der Sozialpolitik
sich ein Wandel vollzieht, der von der
Selbstverwaltung mitgetragen und
von ihr •wie früher" vorangetrieben
werden muß: Gemeint ist hier die vor­
sorgende, vorbeugende und wieder­
eingliedernde Sozialpolitik, die nicht
allein den Experten überlassen wer­
den kann, weil zu ihrem Erfolg die
Mitarbeit der Bürger gesichert werden
muß: Früherkennungsuntersuchungen
und Rehabilitation erfordern neuartige
Aktivitäten - ohne aktive und akti­
vierende Selbstverwaltung stoßen die
gesetzlichen Regelungen an die Gren­
zen ihrer Umsetzung. Weiterhin ge­
meint ist eine Sozialpolitik, die ihre
Klienten nicht zu Objekten staatlicher
Wohltaten macht, sondern eine So­
zialpolitik, die mit einer Stärkung ih­
rer Mitbestimmungsrechte auch ihre
Selbst- und Mitverantwortung erhöht.
So stellen sich 25 Jahre nach dem
Neubeginn im Kontext der vorbeu­
genden Sozialpolitik für die Selbstver­
waltung und die sie tragenden politi­
schen Kräfte Aufgaben, die kaum ge­
ringer und einfacher sind als die, mit
denen ihre Geschichte begann und die
sie in ihrem Verlaufe auch löste. Das
läßt für die Zukunft der Selbstverwal­
tung und der Sozialversicherung hof­
fen.

Spielraum wurde enger

•••

wähnt, daß aus den gleichen Gründen
auch etwa 3 000 Kassenärzte ihre Zu­
lassung verloren. Diese .Ausschal­
tung" traf das innovative und verwal­
tungsmäßige Potential der Selbstver­
waltung vermutlich stärker als die ein
Jahr später erfolgte Einführung des
Führerprinzips mit paritätischem Bei­
rat.

Mit dem Ende der NS-Herrschaft
war nun, wie schon erwähnt, keine di­
rekte Wiederherstellung der Selbst­
verwaltung verbunden - lediglich
eine teilweise Entfernung der NS­
"Führer" aus Geschäftsführerpositio­
nen, verbunden mit einer NeueinsteI­
lung einiger Geschäftsführer, die
schon vor 1933 amtiert hatten. Einige
Geschäftsführer aus der .Selbstver­
waltungsschule· wurden sogar Mini­
sterpräsidenten: so Otto Grotewohl

Der Neubeginn war mit einigen ent­
scheidenden Neuregelungen verbun­
den, vor allem wurde - entsprechend
dem Modell der Sozialpartnerschaft ­
in allen Zweigen der Sozialversiche­
rung die Parität (gleicher Stimmanteil)
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitneh­
mervertretern hergestellt. Dadurch
wurde vor allem die von 1883-1934
gesetzlich verankerte Arbeitnehmer­
mehrheit in der Krankenkassenver­
waltung ebenso beendet wie die
Selbstverwaltung der Berufsgenossen­
schaften als reine Unternehmerselbst­
verwaltung. Die soziale Selbstverwal­
tung verlor seitdem weitgehend ihre
politische Komponente, und erst in
den letzten Jahren mehren sich die
Anzeichen dafür, daß die Selbstver­
waltung wieder mehr wird als ein
entpolitisiertes Verbandsgeschäft.

Der Spielraum der Selbstverwaltung
ist enger geworden als vor 25 oder
gar 95 Jahren - nicht zuletzt deshalb,
weil der Gesetzgeber die Vorstellung,
Modelle und Regelungen, die iniativ
und innovativ von den in der Selbst­
verwaltung engagiert Tätigen entwik­
kelt wurden, aufgegriffen und von der
satzungsmäßigen auf eine gesetzliche
Grundlage gestellt hat - aus jüngster
Zeit sei nur an die Früherkennungsun­
tersuchungen erinnert. Die Selbstver­
waltungsvertreter beklagen vielfach,
daß sie in die Rolle von Haushalts-

Volkskräfte

Vorläufiges Ende

rufsgenossenschaften und Rentenver­
sicherung nahmen mannigfachen in­
formellen Einfluß auf die sozialpoliti­
sche Gesetzgebung, vor allem auf die
Notverordnung~n. Im Kontext der zu­
nehmenden gesetzlichen Regelungen
des Kassenarztwesens wurden die
Spitzenverbände sogar in das gesetzli­
che System der Sozialversicherung
einbezogen.

In der Krankenversicherung ent­
wickelte die Selbstverwaltung vor
allem Eigenbetriebe und Eigeneinrich­
tungen (Ambulatorien, Selbstabgabe­
stellen von Arzneien) und Erholungs­
heime. Im übrigen übernahm der Ge­
setzgeber verstärkt die von der Selbst­
verwaltung entwickelten Modelle ­
Vertrauensarztsystem, Familienversi­
cherung - als gesetzliche Regelung.
In der Unfallversicherung erfolgten be­
deutsame Weiterentwicklungen: Früh­
heilverfahren (D-Arzt) und Berufsfür­
sorge wurden entwickelt und ein brei­
ter Gebrauch verschafft, eine Unfall­
verhütungs GmbH wurde gegründet:
Forschung und Offentlichkeitsarbeit
wurden gezielt vorangetrieben. Der
Spielraum der Selbstverwaltung in der
Rentenversicherung war durch die
ökonomischen Folgen des Ersten Welt­
kriegs und die Krisen der Zwischen­
kriegszeit sehr eng begrenzt, trotzdem
wurden hier in Zusammenarbeit mit
Kommunen und den anderen Versi­
cherungsträgern die Bemühungen zur
Prophylaxe und Bekämpfung der
Volkskrankheiten erfolgreich fortge­
setzt.

1933 kam dann das Ende der Selbst­
verwaltung - zunächst faktisch durch
die Zerschlagung der Arbeiterbewe­
gung und das Vorgehen gegen Juden
und Freimaurer. Die Berufsverbote
wirkten sich am stärksten in der
Krankenversicherung aus: etwa 3000
Personen dürften entlassen worden
sein, etwa 50000 Versichertenvertre­
ter wurden ihrer Ehrenämter in Vor­
stand und Ausschuß der Krankenkas­
sen enthoben. Auch bei den gewerbli­
chen Berufsgenossenschaften wirkte
sich das Vorgehen gegen .Nichtarier"
aus: mindestens 50 Entlassungen wur­
den vorgenommen, etwa 100 Inhaber
von Ehrenämtern mußten diese nie­
derlegen. Bei den Rentenversiche­
rungsträgern wurden etwa 300 bis 400
Personen entlassen. Schließlich sei er-

an
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rungsanstalten wurden führend auf
dem Gebiet der Heilverfahren gegen
Tuberkulose und andere Volkskrank­
heiten. In ähnlicher Weise beteiligten
sie sich durch Kapitalanlage an dem,
nicht zuletzt durch Genossenschaften,
zunehmenden Arbeiterwohnungsbau.
Die Heilstätten verhalfen den Versi­
cherungsträgern zu einer gewissen
Popularität, und zwar zu einer Zeit als
die Rentenleistungen wegen ihrer ge-

ringen Höhe kaum mehr waren als
der berühmte "Tropfen auf den heißen
Stein·.

In der Weimarer Republik bestand
nach Art. 161 WRV ein Verfassungs­
auftrag zur .maßgebenden Mitwir­
kung der Versicherten" in der Sozial­
versicherung - ein Programmsatz des
Erfurter Programmes der SPD von
1891 hatte damit Verfassungsrang ge­
wonnen. Dieser Verfassungsauftrag
wurde aber nicht durchgeführt, ja bei
der 1921 errichteten Reichsanstalt für
Arbeitslosenversicherung und Ar­
beitslosenvermittlung war es von An­
fang an, wie auch heute bei der Bun­
desanstalt für Arbeit (trotz § 189
Abs. 1 AFG) strittig, ob sie überhaupt
eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts sei. Im übrigen wurden die
Selbstverwaltungseinrichtungen der
Sozialversicherungsträger stärker als
bisher in das staatliche System inte­
griert. Die aus der Selbstverwaltung
entwickelten, vom Gesetzgeber zu­
nächst nicht vorgesehenen sog. Spit­
zenverbände der Krankenkassen, Be-

Die Selbstverwaltung bei der Ren­
tenversicherung war in materieller
und formeller Hinsicht am schwäch­
sten entwickelt - trotzdem kam es
auch hier zu beachtlichen Initiativen
auf dem Gebiet der .freiwilligen Lei­
stungen", anfangs sogar gegen den
Gesetzeswortlaut. Dieser Versiche-

dizin entstand im wesentlichen erst
durch die Aufgaben und Organisati­
onsformen, die die berufsgenossen­
schaftliche Selbstverwaltung entwik­
kelt hatte. Im Hinblick auf die mate­
riellen Leistungen wirkte sich die rei­
ne Unternehmensselbstverwaltung zu­
nächst allerdings weniger positiv aus
- hier mußte die Rechtsprechung des
Reichsversicherungsamts korrigierend
eingreifen.

versicherung: Bei den Ortskranken­
kassen beginnt der sog. .Sturm der
Sozialdemokratie auf die Krankenver­
sicherung". Die Selbstverwaltung wird
politisiert, vor allem gewerkschaftlich
organisierte Arbeiter nehmen Einfluß
auf die Krankenkassenverwaltung.

Die anfangs recht geringen Regel­
leistungen werden durch Satzungs­
recht konsequent ausgebaut: die Be­
zugsdauer von Krankengeld wird aus­
geweitet, die Familienangehörigen
werden nach und nach .mitversi­
chert", die Sachleistungen werden
verbessert. Das geht einher mit inten­
siver sozialhygienischer Aufklärung
mit politisch-sozialkritischer Akzentu­
ierung. Daneben bot die Krankenkas­
senbewegung Aufstiegs- oder zumin­
dest •Unterschlupfmöglichkeiten• für
gewerkschaftlich organisierte Arbei­
ter, die bei Staat und Industrie
.schwarzgeschrieben" waren. Die
staatlichen Stellen verfolgten diesen
Anschluß an die realen Volkskräfte mit
starkem Mißtrauen, sie nahmen die
damit einhergehende revisionistische
Wandlung der Arbeiterschaft auf­
grund ihres pauschalen Feindbildes
(.vaterlandslose.Gesellen"» nicht wahr..
1902 waren etwa 120000 Arbeiter als
Vertreter, Vorstandsmitglieder oder
Beisitzer in Selbstverwaltungsgremien
der Arbeiterversicherung tätig
nicht gerechnet sind die etwa 500 000
Delegierten zu den Generalversamm­
lungen der Krankenkassen.

Als vor 25 Jahren die Vertreterver­
sammlungen der Sozialversiche­

rungsträger zu ihren konstituierenden
Sitzungen zusammentrafen, war dieses
ein Neubeginn, aber nicht der Anfang
der Selbstverwaltung im sozialen Be­
reich. Schon in der weitgehend von
Otto von Bismarck verfaßten Kaiserli­
chen Botschaft vom 11. November
1881, welche die Einführung der Ar­
beiterversicherung ankündigte, hieß
es: .Der engere Anschluß an die rea·
len Kräfte dieses Volkslebens und das
Zusammenfassen der letzteren in der
Form korporativer Genossenschaften
unter staatlichem Schutz und staatli­
cher Förderung werden, wie wir hof­
fen, die Lösung auch von Aufgaben
möglich machen, denen die Staatsge­
walt a 11 ein in gleichem Umfang
nicht gewachsen sein würde". Damit
war politisch programmiert, was heute
in § 29 SGB - IV normiert ist: .Die
Träger der Sozialversicherung (Versi­
cherungsträger) sind rechtsfähige Kör­
perschaften des öffentlichen Rechts
mit Selbstverwaltung".

Die Selbstverwaltung, insbesondere
der .Anschluß an die realen Kräfte
dieses Volkslebens· war bei den ein­
zelnen Institutionen der Arbeiterver­
sicherung - Krankenkassen, Berufs­
genossenschaften, Invaliditäts- und
Altersversicherungsanstalten - un­
terschiedlich gestaltet, am weitesten
ging er in der Krankenversicherung.
Die Aufnahme des .Angebots" zur
Selbstverwaltung war bei den Betrof­
fenen zunächst zurückhaltend, stand
doch die ganze Arbeiterversicherung
im Kontext der Repressivmaßnahmen
gegen die Arbeiterbewegung.

In den neunziger Jahren des vori­
gen Jahrhunderts beginnt dann aber
die Phase der aktiven Wirksamkeit
der Selbstverwaltung in der Arbeiter-

Die Unternehmer ihrerseits aktivier­
ten die Selbstverwaltung in den Be­
triebs- und Innungskrankenkassen in
durchaus ähnlicher Weise, vor allem
bauten sie aber die gewerblichen und
später auch die landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaften zu ihrer so­
zialpolitischen Vorhut aus. Aus der
Selbstverwaltung in der Unfallversi­
cherung entwickelten sich bis zum
1. Weltkrieg relativ selbständig Un­
fallverhütung und besondere berufs­
genossenschaftliche Heilverfahrens­
maßnahmen, die der erst nach der Ar­
beiterversicherung einsetzenden Ar­
beiterschutzgesetzgebung an Wirk­
samkeit mindestens gleichkamen. Hier
verbanden sich unternehmerisches
Kostendenken und arbeitsmedizini­
sche Erkenntnisse; auch die Unfallme-




